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Beschlüsse des Stadtrates

1.  Änderung  der  Allgemeinen  Richtlinie 
über  die  Beantragung,  Bewilligung  und 
Verwendung  von  Zuwendungen  - 
Allgemeine Zuwendungsrichtlinie -
- beschl. am 18.01.2018, Beschl.-Nr. 17/1574-BV

001 Die  vorliegende  Allgemeine 
Zuwendungsrichtlinie der Stadt Jena gemäß Anlage wird 
bestätigt und tritt am 01.01.2018 in Kraft.

Begründung:

Finanzielle  Leistungen  in  Form  von  Zuwendungen 
ermöglichen  es  den  Kommunen,  durch  das  Einbinden 
von Dritten außerhalb der eigenen Verwaltung öffentliche 
Aufgaben  wahrzunehmen  und  gemeinwohlorientierte 
Zielsetzungen  zu  verwirklichen.  Vereine  und  Verbände 
leisten hierbei einen wesentlichen Beitrag zum sozialen, 
kulturellen  und  sportlichen  Leben  der  Stadt  Jena. 
Dementsprechend  kommt  der  Förderung  dieser 
Institutionen  ein  hoher  Stellenwert  zu.  Um  eine 
Zuwendung nach der Allgemeinen Zuwendungsrichtlinie 
zu erhalten war es bisher notwendig, dass Antragsteller 
ihre Förderanträge in Papierform bei der Stadtverwaltung 
Jena  einreichen.  Dies  galt  auch  im  weiteren 
Zuwendungsverfahren  für  die  Mittelabrufe  und  die 
Verwendungsnachweise.

Seit  Jahren  realisiert  die  Stadt  Jena  Projekte  der 
intelligenten  und digitalen  Stadtentwicklung.  So wurden 
bereits  zahlreiche  Verwaltungsprozesse  digitalisiert  um 
die Vorgänge zu vereinfachen und die Lebensqualität für 
die Bürgerinnen und Bürger stetig zu verbessern. 

Im Jahr 2015 entschied sich die Stadtverwaltung daher, 
ein  neues  und  modernes  Antragsteller-Onlineportal 
auszuschreiben.  Das  Ziel  hierbei  war,  den 
Verwaltungsaufwand  bei  der  Beantragung  und 
Bearbeitung  von  Zuwendungen,  sowohl  auf  Seiten  der 
Antragsteller  als  auch  bei  der  Stadtverwaltung,  zu 
reduzieren.  Der  Zuwendungsprozess  sollte  weiterhin 
effizienter  und  mit  möglichst  wenigen  Medienbrüchen 
gestaltet werden.

So wurde mit dem Softwarehersteller Ibykus ein Partner 
gefunden, mit dem ein solch komplexes Projekt realisiert 
werden konnte. Seit Juli diesen Jahres steht ein auf kom-
munaler  Ebene  bisher  einzigartiges  Antragsteller-
Onlineportal zur Verfügung. Dies bietet den Antragstellern 
die  Möglichkeit,  Förderanträge,  Mittelabrufe  und 
Verwendungsnachweise  elektronisch  über  ein  Portal 
einzureichen und gleichzeitig alle geforderten Dokumente 
online beizufügen. Lange und lästige Postwege gehören 
damit  der  Vergangenheit  an.  Das  neue 
Fördermittelmanagement  bietet  weiterhin  zahlreiche 
Vorteile  für  die  Antragsteller  und  die  Verwaltung. 
Beispielsweise läuft der gesamte Verwaltungsprozess im 
Fachverfahren ab, und der Antragsteller besitzt dadurch 
die Möglichkeit, den aktuellen Bearbeitungsstand seines 
Antrags zu jeder Zeit einsehen zu können.

Damit  ab  01.01.2018  die  elektronische  Antragstellung, 
das  Mittelabrufverfahren  sowie  das 
Verwendungsnachweisverfahren  über  das  neue 
Antragsteller-Onlineportal  erfolgen  kann,  ist  eine 

Änderung  in  der  Allgemeinen  Zuwendungsrichtlinie 
hinsichtlich des Antragsverfahrens notwendig.

Bei  der  eingebrachten  Änderung  der  Allgemeinen 
Zuwendungsrichtlinie (siehe Anlage) wurde auf das neue 
elektronische  Antragsverfahren  abgestellt.  Eine 
inhaltliche  Anpassung erfolgte nicht;  es  wurde  lediglich 
auf  den  aktuellen  Mindestlohn  bei  der  Bewertung  von 
Eigenleistungen  verwiesen  und  eine  Anpassung  der 
Wertgrenze für geringwertige Wirtschaftsgüter (von 410 € 
auf 800 €) vorgenommen.

Anlage

Allgemeine Richtlinie über die Beantragung, 
Bewilligung und Verwendung von Zuwendungen 

- Allgemeine Zuwendungsrichtlinie -
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Präambel

Die Stadt Jena gewährt nach Maßgabe dieser Richtlinie 
Zuwendungen  an  Dritte  zur  nachhaltigen 
Weiterentwicklung der Lebensqualität auf allen Gebieten 
des  gesellschaftlichen  Lebens  in  der  Stadt  Jena.  Die 
Förderung wird  ohne unmittelbaren  Rechtsanspruch  im 
Rahmen  der  zur  Verfügung  stehenden  Haushaltsmittel 
gewährt.  Diese  Richtlinie  gilt  für  alle  von  der 
Stadtverwaltung  Jena  und  den  städtischen 
Eigenbetrieben ausgereichten Zuwendungen.

1 Allgemeine Grundsätze

Zuwendungen  sind  zweckgebundene  Geldleistungen 
öffentlich-rechtlicher Art, die die Stadt Jena zur Erfüllung 
öffentlicher  Aufgaben  an  Stellen  außerhalb  der 
öffentlichen  Verwaltung  gewährt,  ohne  dass  der 
Empfänger  einen  dem  Grunde  und  der  Höhe  nach 
gebundenen Rechtsanspruch  hat.  Von dieser  Richtlinie 
erfasst  werden  auch  Zuwendungen  zur  Förderung  der 
Jugend-  und  Altenhilfe.  Keine  Zuwendungen  sind  der 
Ersatz  von  Aufwendungen,  Entgelte  aufgrund  von 
Verträgen und satzungsgemäße Mitgliedsbeiträge.

2 Ziele der Förderung

Mit  der  Gewährung  von  Zuwendungen  sollen  im 
öffentlichen  Interesse  liegende  Zwecke  sowie  die 
Selbsthilfe  und  das  bürgerschaftliche  Engagement 
gestärkt werden, um eine aktive Teilnahme am Leben in 
der Gemeinschaft, die Mobilisierung eigener Ressourcen 
und  Ressourcen  anderer  und  die  nachhaltige 
Weiterentwicklung der Lebensqualität auf allen Gebieten 
des  gesellschaftlichen  Lebens  in  der  Stadt  Jena  zu 
erreichen.

3 Bewilligungsvoraussetzungen

3.1 Fördervoraussetzung
Eine Förderung setzt voraus, dass
● die  Ziele  und  Arbeitsinhalte  der  beantragten 

Maßnahme im Interesse der Stadt Jena liegen,
● die  ordnungsmäßige  Geschäftsführung  des 

Zuwendungsempfängers  außer  Zweifel  steht  und 
dieser  in  der  Lage  ist,  die  Verwendung  der  Mittel 
bestimmungsgemäß nachzuweisen,

● angemessene  Eigen-  und/oder  Drittmittel  sowie 
Eigenleistungen  eingebracht  werden.  Als 
angemessene Eigenleistungen können auch die vom 
Zuwendungsempfänger  erbrachten  Sach-  und 
Arbeitsleistungen berücksichtigt werden,

● die fachliche Eignung für die Erfüllung der jeweiligen 
Aufgabe gewährleistet ist,

● der  Zuwendungsempfänger  bei  Zuwendungen  für 
Baumaßnahmen  und  Beschäftigungen  auch  in 
finanzieller  Hinsicht  die  Gewähr  für  eine 
ordnungsgemäße  Verwendung und Unterhaltung  der 
Anlagen bietet,

● die  Zuwendung  nur  zur  Erfüllung  des  im 
Bewilligungsbescheid bestimmten Zuwendungszwecks 
verwendet wird,

● die Gesamtfinanzierung des Vorhabens gesichert  ist. 
Eine Anfinanzierung von Vorhaben ist nicht zulässig.

3.2 Weitergabe an Dritte, Abtretungsverbot
Darf  der  Zuwendungsempfänger  zur  Erfüllung  des 
Zuwendungszwecks Mittel an Dritte weiterleiten, muss er 
die  Weitergabe  davon  abhängig  machen,  dass  die 

empfangenden  Stellen  die  Mittel  im  Sinne  dieser 
Zuwendungsrichtlinie  einsetzen  und  ihm  gegenüber 
Zwischen-  und  Verwendungsnachweise  im  Sinne  der 
gültigen  Richtlinien  der  Stadt  Jena  erbringen.  Diese 
Nachweise  sind  dem  gegenüber  der  Stadt  zu 
erbringenden Verwendungsnachweis beizufügen.

Ansprüche aus dem Zuwendungsbescheid dürfen weder 
abgetreten noch verpfändet werden.

3.3 Zuwendungsempfänger

Zuwendungen  können  an  juristische  Personen,  nicht 
rechtsfähige  Personenvereinigungen  oder  auch 
natürliche Personen gewährt werden. 

Juristische Personen können nur gefördert werden, wenn
● sie  gemeinnützig  und/oder  mildtätig  sind  und  deren 

beantragte Maßnahme mit  den Schwerpunkten ihres 
Satzungszwecks übereinstimmt,

● die Art  und das Ausmaß der Inanspruchnahme ihrer 
Angebote und Leistungen anhand von Sachberichten 
und Statistiken nachvollziehbar und bewertbar sind, 

● die  Gewähr  besteht,  dass  Zuwendungen  nicht  zur 
Tilgung von Schulden verwendet werden,

● sie  sich  bereit  erklären,  im  Rahmen  ihrer 
Öffentlichkeitsarbeit über die geförderten Maßnahmen 
auf  die  städtische  Förderung  ausdrücklich 
hinzuweisen.

Nicht  gemeinnützige  juristische  Personen,  nicht 
rechtsfähige  Personenvereinigungen  und  natürliche 
Personen  können  nur  eine  Projektförderung  erhalten. 
Hierfür müssen sie plausibel  nachweisen, dass mit den 
beantragten  Mitteln  ausschließlich  und  unmittelbar 
gemeinnützige  und/oder  mildtätige  Projekte  unterstützt 
werden.

4  Einsatz  von  Eigen-  und  Drittmitteln  sowie  von 
Eigenleistungen

Zur  Verminderung  des  Zuwendungsbedarfs  ist  der 
Zuwendungsempfänger  verpflichtet,  Eigenmittel, 
Drittmittel sowie Eigenleistungen in angemessener Höhe 
einzubringen  und  sich  im  Verlauf  der  Maßnahme  um 
weitere Eigen- und Drittmittel zu bemühen. 

Eigenleistungen  sind  unbare  Leistungen  in  Form  von 
persönlicher  Arbeitsleistung  (in  Stunden  gemessen), 
insbesondere  ehrenamtlich  Tätiger,  die  mit  einem 
angemessenen  Festpreis  (dem  jeweils  aktuell  gültigen 
Mindestlohn)  bewertet  werden.  Sie  sind  im  Einzelnen 
nachzuweisen  und  im  Sachbericht  darzustellen. 
Eigenleistungen  können  nur  von  Ehrenamtlichen 
angesetzt  werden,  die  weder  ein  Gehalt  noch  eine 
Aufwandsentschädigung  vom  Verein  erhalten.  Auch 
geleistete Überstunden von bezahlten Mitarbeitern stellen 
keine Eigenleistungen in diesem Sinne dar.

Der  Zuwendungsempfänger  ist  ferner  verpflichtet,  von 
ihm angebotene Leistungen an Dritte,  etwa Vermietung 
von  Vereinsräumen  oder  -anlagen,  kostendeckend  in 
Rechnung zu stellen.
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5 Zuwendungsarten

Zuwendungen können im Rahmen einer  institutionellen 
Förderung,  Projektförderung,  Options-  und 
Investitionsförderung gewährt werden.

5.1 Institutionelle Förderung
Die  institutionelle  Förderung  dient  der  Deckung  der 
gesamten, laufenden Betriebsaufwendungen in Form von 
Personal-  und/oder  Sachkosten.  Bei  dieser 
Zuwendungsart wird auf die wirtschaftliche Situation des 
Zuwendungsempfängers  abgestellt.  Eigenmittel  und 
sonstige  Finanzierungsmittel  des 
Zuwendungsempfängers sind vorrangig einzusetzen.

Eine  institutionelle  Förderung  kann  auch  für  eine 
abgeschlossene  Einrichtung  innerhalb  der  juristischen 
Person  gewährt  werden.  In  diesem  Fall  sind  den 
Antragsunterlagen  ein  (vorläufiger)  Jahresabschluss  für 
den Vergleichszeitraum und ein  Wirtschaftsplan für das 
zu  beantragende  Haushaltsjahr  des 
Zuwendungsempfängers  für  die  gesamte  Institution 
beizufügen.

5.2 Optionsförderung
Die  Optionsförderung  stellt  eine  besondere  Form  der 
Institutionellen  Förderung  dar  und  hebt  die  besondere 
Bedeutung  der  geförderten  Maßnahme hervor.  Sie  soll 
dem  Zuwendungsempfänger  eine  gewisse 
Planungssicherheit  geben.  Mit  der  Optionsförderung ist 
die Zusage verbunden, den Zuwendungsempfänger über 
einen  Zeitraum  von  bis  zu  drei  Jahren,  vorbehaltlich 
entsprechender  Haushaltsmittel,  zu  fördern.  Über  eine 
Optionsförderung entscheidet der Stadtrat. Die Höhe der 
Zuwendung  wird  jährlich  im  Bewilligungsbescheid  neu 
festgesetzt  und  bemisst  sich  nach  Maßgabe  des 
Haushaltes.

Für  eine  Optionsförderung  muss  der 
Zuwendungsempfänger  eine  mehrjährige  erfolgreiche, 
individuell ausgeprägte Arbeit mit erheblicher öffentlicher 
und/oder überregionaler Resonanz nachweisen können. 

Der  Zuwendungsempfänger  muss  zudem  ein 
weiterführendes  Konzept  vorlegen,  aus  dem  die 
Nachhaltigkeit  seiner  Arbeit  und  Wege  der  Umsetzung 
seiner Ziele erkennbar sind.

Eine Optionsförderung ist nur möglich,
● im Rahmen der Kinder-, Jugend- und Altenhilfe oder
● die Maßnahme wird nachweislich zu mindestens 50 % 

durch Eigen- und Drittmittel finanziert.

5.3 Projektförderung
Gegenstand der  Projektförderung sind einzelne, zeitlich 
und  sachlich  abgrenzbare,  nicht  vermögenswirksame 
Vorhaben.

5.4 Investitionszuwendung
In  Ausnahmefällen  können  Zuwendungen  für 
Investitionen  gewährt  werden,  wenn  die  Anschaffung 
beweglicher  Wirtschaftsgüter  in  unmittelbarem 
Zusammenhang  mit  der  Erfüllung  des  Förderzwecks 
steht und nachgewiesen wird, dass diese hierfür dringend 
erforderlich  sind.  Die  Gewährung  eines 
Investitionszuschusses ist grundsätzlich nur im Rahmen 
einer institutionellen Förderung möglich.

6 Finanzierungsarten

Die  Zuwendungen  werden  grundsätzlich  zur 
Teilfinanzierung des zu erfüllenden Zwecks bewilligt. 

6.1 Allgemein
Folgende Finanzierungsarten sind möglich:
● Anteilsfinanzierung
● Fehlbedarfsfinanzierung
● Festbetragsfinanzierung

Die Finanzierungsarten sind in allen Zuwendungsformen 
möglich.

6.2 Definition der Finanzierungsarten
Bei der Anteilsfinanzierung bemisst sich die Zuwendung 
nach  einem  bestimmten  Prozentsatz  oder  nach  einem 
bestimmten  Anteil  der  zuwendungsfähigen 
Aufwendungen.  Die  Zuwendung  ist  auf  einen 
Höchstbetrag  begrenzt.  Sinken die  zuwendungsfähigen 
Aufwendungen,  so  verringert  sich  im  entsprechenden 
Verhältnis  die  Höhe  der  Zuwendung,  unabhängig  vom 
Betriebsergebnis.

Bei  der  Fehlbedarfsfinanzierung  deckt  die  Zuwendung 
den  Fehlbedarf,  der  dadurch  verbleibt,  dass  der 
Zuwendungsempfänger  die  zuwendungsfähigen 
Aufwendungen nicht durch eigene oder fremde Mittel zu 
decken  vermag.  Die  Zuwendung  ist  auf  einen 
Höchstbetrag begrenzt.

Bei der Festbetragsfinanzierung besteht die Zuwendung 
aus einem festen, nicht veränderbaren Betrag, bezogen 
auf  klar  abgegrenzte  Aufwendungen,  die  im 
Bewilligungsbescheid aufgeführt werden.

Ermäßigen  sich  nach  der  Bewilligung  die  anerkannten 
Gesamtaufwendungen, erhöhen sich die Deckungsmittel 
oder treten neue Deckungsmittel hinzu, so ermäßigt sich 
die Zuwendung bei einer
● Anteilsfinanzierung  anteilig  mit  etwaigen 

Zuwendungen  anderer  Zuwendungsgeber  und  den 
vorgesehenen  eigenen  und  sonstigen  Mitteln  des 
Zuwendungsempfängers,

● Fehlbedarfsfinanzierung  um  den  vollen  in  Betracht 
kommenden Betrag,

● Festbetragsfinanzierung,  wenn  sich  die 
zuwendungsfähigen Aufwendungen auf  einen Betrag 
unterhalb der bewilligten Zuwendung ermäßigen, auf 
die  Höhe  der  tatsächlichen  zuwendungsfähigen 
Aufwendungen.

7 Zuwendungsverfahren

Förderanträge,  Änderungsanträge,  Mittelabrufe, 
Verwendungsnachweise  und  die  dazugehörigen 
Unterlagen  sollen  in  elektronischer  Form  über  das 
dialoggesteuerte  Antragsteller-Onlineportal  der 
Stadtverwaltung  Jena,  unter  www.jena.de/zuwendung, 
einzureichen  werden.  Um  das  Onlineportal  nutzen  zu 
können  ist  eine  einmalige  Registrierung  des 
Antragstellers erforderlich. Die Registrierung erfolgt über 
das Antragstellerformular, welches in Schriftform bei der 
Stadt  Jena  einzureichen  ist.  Die  vertretungsberechtigte 
Person  kann  weitere  Personen  auf  dem 
Antragstellerformular  bevollmächtigen,  Anträge  im 
Namen des Antragstellers, einzureichen. In begründeten 
Ausnahmefällen  können  Anträge  in  schriftlicher  Form 
eingereicht werden.
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7.1 Antragsfristen
Für die Antragstellung gelten folgende Ausschlussfristen:
● Institutionelle  Förderung/Optionsförderung:  bis  zum 

31.07. für das Folgejahr
● Projektförderung:  mindestens  sechs  Wochen  vor 

Beginn der Maßnahme
● Investitionszuwendung: mindestens sechs Wochen vor 

Beginn der Maßnahme

Von  den  Antragsfristen  kann  im  Ausnahmefall 
abgewichen  werden,  wenn  der  Antragsteller  plausibel 
nachweisen  kann,  dass  zur  Ausschlussfrist  keine 
Zuwendungsbedürftigkeit  vorgelegen  hat  und  durch 
äußere Umstände, die nicht auf eigenes Verschulden des 
Antragstellers  zurückzuführen  sind,  zu  einem  späteren 
Zeitpunkt eine Bedürftigkeit eingetreten ist. In diesem Fall 
muss  unmittelbar  nach  Erkennen  der  Bedürftigkeit  ein 
Antrag gestellt werden. 

Eine rückwirkende Antragstellung ist ausgeschlossen.

Verspätet  eingegangene  Anträge  werden  nicht 
berücksichtigt.  Als  Nachweis  gilt  der  elektronische 
Posteingangstempel.  Bei  schriftlichen  Anträgen  gilt  als  
Nachweis  der  Poststempel  oder,  falls  ein  solcher  nicht  
vorhanden ist, der Eingangsvermerk der Stadt Jena.

7.2 Antragsunterlagen
Zuwendungen werden auf elektronischen Antrag gewährt. 
Hierfür ist das Antragsteller-Onlineportal  der Stadt Jena 
(siehe Nr. 7) zu verwenden. Bei schriftlichem Antrag sind 
die bei  der Stadt Jena erhältlichen Formblätter in ihrer  
jeweils gültigen Form zu verwenden. Die Stadt Jena prüft, 
ob die für die Bewilligung der Zuwendung notwendigen 
Angaben  vollständig  vorliegen  und  die  grundsätzlichen 
Voraussetzungen entsprechend der Zuwendungsrichtlinie 
gegeben sind. Die Unterlagen müssen die Stadt Jena in 
die Lage versetzen, sich ein umfassendes Bild über den 
Antragsteller  in  inhaltlicher  und  finanzieller  Sicht  zu 
machen.  Hierzu  noch  notwendige  und  nachgeforderte 
Unterlagen sind beizubringen. 

Der Zuwendungsempfänger hat dem Antrag Unterlagen 
über  Anträge  auf  Zuwendungen  und 
Bewilligungsbescheide  Dritter  für  den  beantragten 
Zunwendungszeitraum beizufügen. Aus 

den  Unterlagen  müssen  der  Zuwendungsgeber,  die 
Maßnahme,  die  Finanzierungsart  und  die  Höhe  der 
Zuwendung ersichtlich sein.

7.2.1 Institutionelle Förderung
Dem Antrag  auf  institutionelle  Förderung  sind  folgende 
Unterlagen beizufügen:
● Angaben  zum  Antragsteller  einschließlich  aller 

Unterlagen,  die  zur  Beurteilung  des  Antrages 
erforderlich sind (aktuelle Satzung, aktueller (Vereins-) 
Registerauszug, Geschäftsordnung, Mietvertrag etc.),

● aktuelle  Bescheinigung  des  Finanzamtes  zur 
Gemeinnützigkeit,

● aktuelle Bescheinigung in Steuersachen (nicht älter als 
3 Monate),

● Bescheid nach § 60a Abs. 1 AO über die gesonderte 
Feststellung  der  Einhaltung  der  satzungsmäßigen 
Voraussetzungen nach §§ 51, 59, 60 und 61 AO

● die  detaillierte  Beschreibung  der  mit  dem  Antrag 
verfolgten Ziele und Maßnahmen,

● der  Kosten-  und  Finanzierungsplan  einschließlich 

Stellenplan,  getrennt  nach  Tätigkeitsbereichen 
entsprechend der gültigen Antragsformulare,

● Vergleich  Vorjahr  (Erstantrag:  Jahresabschluss  des 
Vorjahres, Folgeantrag: letzter Verwendungsnachweis) 
mit  dem Kosten-  und Finanzierungsplan laut  Antrag; 
wesentliche  Änderungen  sind  seitens  des 
Antragstellers zu erläutern,

● Angaben  über  Vermögen  und  Schulden  des 
Antragstellers,

● ein aktuelles Inventarverzeichnis,  mit  Kennzeichnung 
der durch die Stadt Jena geförderten Wirtschaftsgüter.

7.2.2 Optionsförderung
Der  Antrag  auf  Optionsförderung  ist  für  die  gesamte 
Förderperiode  zu  stellen.  Dem  Antrag  ist  ein 
Wirtschaftsplan für die gesamte Laufzeit, aufgeschlüsselt 
nach Kalenderjahren, beizufügen. 

7.2.3 Projektförderung
Dem  Antrag  auf  Projektförderung  sind  folgende 
Unterlagen beizufügen:

● Angaben  zum  Antragsteller  einschließlich  aller 
Unterlagen,  die  zur  Beurteilung  des  Projektantrags 
erforderlich  sind  (Mietvertrag,  Angebote,  Aufstellung 
über mögliche Kooperationspartner etc.),

● die  detaillierte  Beschreibung  der  mit  dem  Antrag 
verfolgten Ziele und Maßnahmen,

● der  Kosten-  und  Finanzierungsplan  einschließlich 
Stellenplan  für  die  zu  beantragende  Maßnahme 
entsprechend den gültigen Antragsformularen.

7.2.4 Investitionszuwendung
Dem  Antrag  auf  eine  Investitionszuwendung  sind 
folgende Unterlagen beizufügen:

● Kosten-  und  Finanzierungsplan  einschließlich 
Begründung der Notwendigkeit der Investition

● mindestens drei vergleichbare Preisangebote

8 Dauer der Förderung

Die  Bewilligung  einer  Zuwendung  ist  grundsätzlich  auf 
das Kalenderjahr beschränkt. 
Bei  jahresübergreifenden  Projekten  kann  eine 
Projektförderung  im  Ausnahmefall  auch 
jahresübergreifend gewährt werden. 
Für  die  Optionsförderung  gilt  der  Förderzeitraum  von 
höchstens drei Kalenderjahren.

9 Aufwendungen/Ausgaben

9.1 Zuwendungsfähige Aufwendungen/Ausgaben
Zuwendungsfähig sind grundsätzlich 
● Aufwendungen  für  Sach-  und  Personalkosten, 

Abschreibungen  auf  das  Anlagevermögen  sowie 
Ausgaben für Investitionen,

● Reisekosten  entsprechend  dem  Thüringer 
Reisekostengesetz in der jeweils gültigen Fassung,

● eine  Pauschale  bis  zu  15  %  der  Fördersumme  für 
allgemeine  Verwaltungskosten,  die  im  Rahmen  der 
Projektförderung  keinem  Projekt  direkt  zugeordnet 
werden können,

● bei  einer  institutionellen  Förderung  einer 
abgeschlossenen  Einrichtung  innerhalb  einer 
Institution eine Verwaltungspauschale zur Abdeckung 
der  allgemeinen  Verwaltungskosten  bis  zu  7  % der 
Fördersumme.
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Sowie in Ausnahmefällen bei Vorliegen wichtiger Gründe
● Preise und/oder Preisgelder,
● Rückzahlungen  von  Darlehen  einschließlich 

zugehöriger Zinsen,
● Repräsentationskosten,
● Kosten,  die  durch  Versäumnisse  oder  Fehlverhalten 

des  Zuwendungsempfängers  entstanden  sind  (z.  B. 
Versäumnisgebühren,  Bußgelder,  Gerichtskosten, 
etc.).

Art  und Umfang des als zuwendungsfähig anerkannten 
Aufwands bestimmen sich im Einzelfall nach der Art der 
Maßnahme  und  den  zur  Verfügung  stehenden 
Haushaltsmitteln. Aufwendungen und Ausgaben müssen 
im angemessenen Verhältnis
● zu Zielsetzung, Zeitraum und Umfang der Arbeit und
● im  Zusammenhang  mit  der  Erfüllung  des 

Förderzwecks stehen.

Zuwendungsempfänger,  die  die  Möglichkeit  zum 
Vorsteuerabzug  nach  §  15  des  Umsatzsteuergesetzes 
haben, werden bei den zuschussfähigen Aufwendungen 
nur  die  Entgelte  (Preis  ohne  Umsatzsteuer) 
berücksichtigt.

9.2 Nicht zuwendungsfähige Aufwendungen
Nicht zuwendungsfähig sind:
● Rückstellungen,
● Rücklagen,
● kalkulatorische Kosten,
● Abschreibungen auf das Umlaufvermögen,
● Spenden an Dritte.

10 Beschlussfassung

Die  für  die  Zuwendung  fachlich  zuständige  Stelle  der 
Stadt  Jena  legt  dem  zuständigen  Ausschuss  die 
zuwendungsfähigen Anträge mit einer Prioritätenliste zur 
Beschlussfassung vor.  Der  zuständige Ausschuss kann 
dabei zusätzlich eigene Vergabekriterien anwenden. Die 
Beschlüsse  der  Ausschüsse  werden  quartalsweise  im 
Amtsblatt veröffentlicht. 

Der  Beschluss  des  Ausschusses  begründet  kein 
subjektives Recht des Antragsstellers auf Bewilligung der 
Zuwendung.

Zuwendungen  bis  1.000  €  bedürfen  nicht  der 
Beschlussfassung durch den Ausschuss, es sei denn, die 
Summe  aller  Zuwendungen  an  den 
Zuwendungsempfänger  übersteigt  5.000  €  im 
Kalenderjahr;  dies  gilt  vorbehaltlich  gesonderter 
Regelungen in den Betriebssatzungen der Eigenbetriebe.

Nach der Beschlussfassung erhält der Antragsteller einen 
Sachstandsbericht  in  schriftlicher  oder  elektronischer 
Form.

11 Zuwendungsbescheid

Der  Zuwendungsbescheid  ergeht  erst  nach 
rechtsaufsichtlicher  Genehmigung  des  städtischen 
Haushalts  bzw.  nach  Vorliegen  eines  rechtskräftigen 
Wirtschaftsplans  des  Eigenbetriebs.  Bei  Vorliegen 
besonders  wichtiger  Gründe  kann  bereits  nach  dem 
Beschluss  des  Stadtrats  über  den  Haushalt  ein 
vorläufiger  Bescheid  mit  Haushaltsvorbehalt  erteilt 
werden.

Diese  Richtlinie  ist  Bestandteil  des 
Zuwendungsbescheids.  Darüber  hinausgehende 
Bestimmungen oder Auflagen (z. B. Zahlungsmodalitäten, 
Abrechnungsverfahren  etc.)  sind  zulässig  und  im 
Bewilligungsbescheid zu regeln.

12 Auszahlung/Mittelabruf 

Die Auszahlung der Zuwendung erfolgt erst nach Eintritt 
der Bestandskraft des Bewilligungsbescheids. Sie erfolgt 
auf der Grundlage eines Mittelabrufs, welcher über das 
Antragsteller-Onlineportal  der  Stadt  Jena  einzureichen 
ist,  sofern  keine  andere  Regelung  zur  Auszahlung  der 
Mittel im Zuwendungsbescheid festgelegt wurde.

Die Obergrenze für den jeweiligen Mittelabruf ist in der 
Regel  der  Betrag,  der  voraussichtlich  für  fällige 
Zahlungen innerhalb von zwei Monaten nach Auszahlung 
benötigt wird. 

Soweit  gegen  Teile  des  Bewilligungsbescheids 
Widerspruch eingelegt  wird,  wird  im Einzelfall  über  die 
Höhe des Auszahlungsbetrages entschieden.

13 Mitteilungspflichten

Der Zuwendungsempfänger hat unverzüglich mitzuteilen, 
wenn:
● die  Fördervoraussetzungen  ganz  oder  teilweise 

wegfallen  oder  sich  die  für  die  Bewilligung 
maßgeblichen Umstände ändern,

● sich Abweichungen von dem im Antrag angegebenen 
Umfang der Maßnahme ergeben,

● sich  der  Beginn  oder  das  Ende  der  Maßnahme 
verschiebt,

● sich  wesentliche  Änderungen  in  der  Kosten-  und 
Finanzierungsstruktur ergeben,

● ein  Insolvenz-  oder  Vergleichsverfahren  droht, 
beantragt oder eröffnet wird,

● er  beabsichtigt,  seine  Ziele  und  Maßnahmen  zu 
ändern,

● sich  der  Stellenplan  und/oder  die  Stellenbesetzung 
ändert,

● sich die Personalkosten ändern,
● sich  Änderungen  in  der  Vertretungsbefugnis  des 

Zuwendungsempfängers ergeben haben,
● aus städtischen Mitteln geförderte Wirtschaftsgüter mit 

einem  Wert  von  über  800  €  nicht  oder  nicht  mehr 
zweckentsprechend verwendet werden,

● eine Auflösung des Vereins, Verbands etc. erfolgt und 
in  den  drei  Jahren  zuvor  Investitionszuschüsse  mit 
einem  Wert  von  über  800  €  von  der  Stadt  Jena 
gewährt wurden,

● sich  die  Rechtsform  des  Zuwendungsempfängers 
ändert.

Sofern im Bewilligungsbescheid keine andere Regelung 
getroffen wird, bedeutet eine wesentliche Änderung in der 
Kosten-  und  Finanzierungsstruktur  im  Sinne  dieser 
Richtlinie, dass

● sich  einzelne  Aufwands-  und/oder  Ertragspositionen 
aufgrund weiterer Eigen- oder Drittmittel oder aufgrund 
der Reduzierung von Aufwendungen im Kosten- und 
Finanzierungsplan um 20 oder mehr Prozent verändert 
haben,  wobei  diese  Veränderung  mindestens  200  € 
betragen muss oder

● die Realisierung der beantragten Maßnahme/ Leistung 
gefährdet ist.



Amtsblatt 7/18 vom 15. Februar 2018 103

14 Verwendungsnachweis

Der  Zuwendungsempfänger  hat  einen 
Verwendungsnachweis mit einem Sachbericht und einem 
zahlenmäßigen  Nachweis  vorzulegen.  Hierfür  soll  das 
Antragsteller-Onlineportal  der  Stadt  Jena  (siehe  Nr.  7) 
verwendet  werden. Bei  schriftlich  gestellten  Anträgen 
sind  für  den  Verwendungsnachweis  die  bei  der  Stadt  
Jena  erhältlichen  Formblätter  in  ihrer  jeweils  gültigen  
Form zu verwenden.

Die  vorgelegten  Unterlagen  müssen  ein  umfassendes 
Bild  über  die  geförderte  Maßnahme in  inhaltlicher  und 
finanzieller  Sicht  wiedergeben. Hierzu noch notwendige 
und nachgeforderte Unterlagen und/oder Belege sind auf 
Verlangen zum ausgewiesenen Termin beizubringen.

14.1 Sachbericht
Im  Sachbericht  sind  die  Verwendung  der  Zuwendung 
sowie  das  erzielte  Ergebnis  im  Einzelnen  darzustellen 
und  den  gesetzten  Zielen  gegenüberzustellen.  Auf  die 
wichtigsten  Positionen  des  zahlenmäßigen Nachweises 
ist einzugehen. 

Der  Sachbericht  beinhaltet  etwa  die  Entwicklung  der 
Mitgliederzahl,  die  Anzahl  der  vorgenommenen 
Veranstaltungen,  Kurse  und Seminare  pro  Monat,  eine 
Fotodokumentation der durchgeführten Maßnahmen und 
gibt Auskunft über die Entwicklung der Besucherzahlen. 
Weitere  Inhalte  des  Sachberichts  können  von  den 
zuständigen Ausschüssen festgelegt werden.

14.2 Zahlenmäßiger Nachweis

14.2.1 Bei Projektförderung
Bestandteil  des  zahlenmäßigen  Nachweises  bei  einer 
Projektförderung  ist  eine  Aufstellung  aller  mit  dem 
Zuwendungszweck  zusammenhängenden 
zahlungswirksamen  Erträge  und  Aufwendungen  in 
zeitlicher Folge und voneinander getrennt entsprechend 
der Gliederung des Finanzierungsplanes (Belegliste). Aus 
der  Belegliste  müssen Tag,  Empfänger/Einzahler  sowie 
Grund  und Einzelbetrag  jeder  Zahlung ersichtlich  sein. 
Abweichungen  über  20  %  von  den  bewilligten 
zuschussfähigen Aufwendungen sind zu erläutern.

Einzelnachweise  (Rechnungen  und  Verträge  etc.)  über 
die  zahlungswirksamen  Erträge  und  Aufwendungen 
sowie  Originalbelege  sind  nur  nach  Aufforderung 
vorzulegen.

14.2.2 Bei institutioneller Förderung
Bestandteil  des  zahlenmäßigen  Nachweises  bei  einer 
institutionellen  Förderung  ist  der  Jahresabschluss 
einschließlich der dazugehörigen Kontennachweise. Die 
Kontennachweise  müssen  die  zahlungswirksamen 
Erträge  und  Aufwendungen  in  zeitlicher  Folge  und 
voneinander  getrennt entsprechend der Gliederung des 
Jahresabschlusses enthalten. Abweichungen über 20 % 
von den bewilligten zuschussfähigen Aufwendungen sind 
zu erläutern.

14.3 Vorlagefristen/Nachweisverfahren
Bei  einer  Projektförderung ist  der 
Verwendungsnachweis  spätestens  zwei  Monate  nach 
Ablauf des Bewilligungszeitraums vorzulegen. 

Bei  einer  institutionellen  Förderung ist  der 

Verwendungsnachweis spätestens bis zum 30. April des 
Folgejahres einzureichen.  Kann  ein  bestätigter 
Jahresabschluss nicht  fristgerecht vorgelegt werden, so 
ist  ein  vorläufiger  Jahresabschluss  einzureichen.  Der 
bestätigte  Jahresabschluss  ist  unverzüglich 
nachzureichen.

Ohne  Vorlage  des  vollständigen 
Verwendungsnachweises  werden  keine  weiteren 
Zuwendungen  bewilligt.  Hiervon  ausgenommen  sind 
Projektförderungen, sofern sie sich in den Antrags- und 
Verwendungsnachweisfristen überschneiden.

Der zahlenmäßige Nachweis sowie der Sachbericht sind 
von  einem  Vertretungsberechtigten  des 
Zuwendungsempfängers zu unterschreiben.

Der Zuwendungsempfänger hat auf Verlangen einen von 
einem sachkundigen Dritten erstellten und/oder geprüften 
Jahresabschluss einzureichen.

Die  Stadt  Jena  ist  berechtigt,  Bücher,  Belege  und 
sonstige  Geschäftsunterlagen  zur  Prüfung  anzufordern 
sowie die Verwendung der Zuwendung durch Einsicht in 
die Bücher und sonstigen Geschäftsunterlagen örtlich zu 
prüfen  oder  durch  Beauftragte  prüfen  zu  lassen.  Der 
Zuwendungsempfänger hat die erforderlichen Unterlagen 
bereitzustellen  und  die  notwendigen  Auskünfte  zu 
erteilen.

Der  Zuwendungsempfänger  hat  die  Belege  fünf  Jahre 
nach  Vorlage  des  Verwendungsnachweises 
aufzubewahren,  sofern  nicht  durch  andere  gesetzliche 
Vorschriften  eine  längere  Aufbewahrungsfrist  bestimmt 
ist.

Wirtschaftsgüter,  die  zur  Erfüllung  des 
Zuwendungszwecks  erworben  oder  hergestellt  werden, 
sind  für  den  Zuwendungszweck  zu  verwenden  und 
sorgfältig zu behandeln. Der Zuwendungsempfänger darf 
über  sie  vor  Ablauf  der  im  Bewilligungsbescheid 
festgelegten  zeitlichen  Bindung  nicht  anderweitig 
verfügen. 

Der  Zuwendungsempfänger  hat  die  zur  Erfüllung  des 
Zuwendungszwecks beschafften Wirtschaftsgüter,  deren 
Anschaffungs-  oder  Herstellungskosten  einen Wert  von 
150 € übersteigen, zu inventarisieren. Die von der Stadt 
geförderten Wirtschaftsgüter sind im Inventarverzeichnis 
gesondert zu kennzeichnen.

Werden zur Erfüllung des Zuwendungszwecks beschaffte 
und von der Stadt Jena geförderte Wirtschaftsgüter nicht 
oder nicht mehr zweckentsprechend verwendet, kann die 
Stadt wahlweise die Abgeltung des Zeitwertes oder deren 
Veräußerung und Rückzahlung des Verkaufserlöses oder 
die Übereignung an die Stadt Jena verlangen.

15 Erstattung/Verzinsung

15.1 Erstattung
Die  Zuwendung  ist  zu  erstatten,  soweit  ein 
Zuwendungsbescheid  nach  Verwaltungsverfahrensrecht 
(insbesondere  §§  48,  49  ThürVwVfG)  oder  anderen 
Rechtsvorschriften  mit  Wirkung  für  die  Vergangenheit 
zurückgenommen, widerrufen oder sonst unwirksam wird. 
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Dies gilt insbesondere, wenn 
● eine  auflösende  Bedingung  eingetreten  ist  (zum 

Beispiel bei nachträglicher Ermäßigung der Ausgaben 
oder Änderung der Finanzierung), 

● die Zuwendung durch unrichtige  oder  unvollständige 
Angaben erwirkt worden ist, 

● die  Zuwendung  nicht  oder  nicht  mehr  für  den 
vorgesehenen Zweck verwendet wird.

Ein  Widerruf  mit  Wirkung  für  die  Vergangenheit  kann 
beispielsweise  in  Betracht  kommen,  wenn  oder  soweit 
der Zuwendungsempfänger die Zuwendung nicht alsbald 
nach  der  Auszahlung  für  fällige  Zahlungen  verwendet 
oder Auflagen nicht oder nicht innerhalb einer gesetzten 
Frist  erfüllt,  insbesondere  den  vorgeschriebenen 
Verwendungsnachweis  nicht  rechtzeitig  vorlegt  sowie 
Mitteilungspflichten nicht rechtzeitig nachkommt.

15.2 Ausnahmefälle

15.2.1 Berücksichtigung einer Rücklage
Steuerbegünstigte  juristische  Personen  können  im 
Rahmen  der  institutionellen  Förderung  in  begründeten 
Ausnahmefällen  für  die  künftige  Anschaffung  und 
Herstellung  eines  konkreten  beweglichen 
Wirtschaftsgutes eine den Gewinn mindernde Rücklage 
bilden. Diese Rücklage muss innerhalb von drei Jahren 
verbraucht werden; andernfalls ist sie unverzüglich nach 
Ablauf  der  drei  Jahresfrist  zurückzuzahlen.  Der 
Zuwendungsempfänger  hat  den  Verwendungsnachweis 
unaufgefordert  spätestens drei  Monate nach Ablauf der 
drei Jahre einzureichen.

15.2.2 offene Verbindlichkeiten
Sofern  bei  einer  institutionellen  Förderung 
Verbindlichkeiten aus dem abgelaufenen Förderjahr noch 
nicht  beglichen  sind,  so  ist  der  Überschuss,  der  sich 
hieraus  ergibt,  zurückzahlen.  Bei  einer  institutionellen 
Förderung im Folgejahr erhöht sich die Zuwendung um 
diesen Betrag,  ohne dass es insoweit  der Zustimmung 
des zuständigen Ausschusses bedarf.

15.2.3 Spenden
Wird  bei  einer  institutionellen  Förderung  im 
Verwendungsnachweis ein höheres Spendenaufkommen 
als  im  Antrag  nachgewiesen,  so  kann  auf  die 
Rückzahlung  von  bis  zu  50%  des 
Spendenmehraufkommens verzichtet werden.

15.2.4 Verzicht auf Erstattung
Die  Stadt  Jena  kann  auf  die  Rückzahlung  verzichten, 
wenn  der  Rückzahlungsbetrag  bei  einer  institutionellen 
Förderung 500 € und bei  einer Projektförderung 150 € 
nicht übersteigt.

15.3 Verzinsung
Der  Erstattungsanspruch  ist  nach  §  49a  Abs.  3 
ThürVwVfG zu verzinsen, soweit nicht spezialgesetzliche 
Regelungen  Anwendung  finden.  Zinsen  werden  nur 
erhoben, wenn der Gesamtzinsanspruch mehr als 100 € 
beträgt.

16 Inkrafttreten
Diese Richtlinie tritt  am 18.01.2018 in Kraft.  Die bisher 
gültige Richtlinie tritt mit diesem Datum außer Kraft.

Umbesetzung im Werkausschuss KIJ
- beschl. am 18.01.2018, Beschl.-Nr. 18/1650-BV

001 Herr  Prof.  Dr.  Dietmar  Schuchardt  wird  als 
Mitglied aus dem Werkausschuss  Kommunale 
Immobilien Jena abberufen.
Herr  Norbert  Comouth  wird  als  Mitglied  in  den 
Werkausschuss Kommunale Immobilien Jena berufen.

Neuberufung des Beirats Bürgerbeteiligung
- beschl. am 18.01.2018, Beschl.-Nr. 17/1557-BV

001 Der  gemäß  der  Satzung  gebildete  Beirat 
Bürgerbeteiligung der Stadt Jena mit:

Stimmberechtigten Mitgliedern

Stadtverwaltung Jena

Mitglied Oberbürgermeister Dr. 
Albrecht Schröter

Stellvertreter Dezernent für 
Stadtentwicklung und Umwelt, 
Herr Denis Peisker

Fraktion DIE LINKE.

Mitglied Herr Christopher Johne

Stellvertreterin Frau Julia Gerth

Fraktion SPD

Mitglied Herr Dr. Jörg Vogel

Stellvertreter Herr Christian Gerlitz

Fraktion CDU

Mitglied Frau Brünnhild Egge

Stellvertreter Frau Elisabeth Wackernagel

Fraktion Bündnis 90/Die Grünen

Mitglied Herr Marco Schrul

Stellvertreter N.N.

Fraktion BÜRGER FÜR JENA

Mitglied Frau Grit Häkanson-Hall

Stellvertreter N.N.

Zählgemeinschaft FDP / Piratenpartei Jena

Mitglied keine Benennung

Stellvertreter keine Benennung

AG Bürgerhaushalt

1. Mitglied Frau Dörthe Knips

Stellvertreter Frau Christine Linz

2. Mitglied Herr Olaf Rödiger

Stellvertreter Frau Christine Linz

3. Mitglied Herr Sandro Dreßler

Stellvertreter Frau Christine Linz

Bürgerschaft

Gruppe 1 – Mitglied Frau Ann-Christin Schmidt

Gruppe 1 – Stellvertreter Herr Lukas Kehrer
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Gruppe 2 – Mitglied Frau Susan Dafal

Gruppe 2 – Stellvertreter Herr Jan Vogel

Gruppe 2 – Mitglied Herr Dr. Christian Erfurth

Gruppe 2 – Stellvertreter Frau Kathrin Seeber

Gruppe 2 – Mitglied Frau Birgit Hain

Gruppe 2 – Stellvertreter Herr Robert Blaesing

Gruppe 3 – Mitglied Frau Liane Riedel

Gruppe 3 – Stellvertreter Herr Dr. Peter Hallpap

Beratenden Mitgliedern

Zentrale Koordinierungsstelle Bürgerbeteiligung

Mitglied Frau Annette Schwarze-Engel

Stellvertreter N.N.

Dezernat für Finanzen, Sicherheit und Bürgerservice

Mitglied Herr Martin Berger

Stellvertreter Herr Ralf Reinhardt

Dezernat für Familie, Bildung und Soziales

Mitglied Herr Marcus Barth

Stellvertreter Herr Thomas Schnabelrauch

Jugendparlament der Stadt Jena

Mitglied Herr Florian Kühmstedt

Stellvertreter Frau Filiz Mert

Studierendenbeirat der Stadt Jena

Mitglied Herr Simon Klemm

Stellvertreter N.N.

Kommunaler Seniorenbeirat der Stadt Jena

Mitglied Herr Hans Lehmann

Stellvertreter

Beirat für Menschen mit Behinderungen der Stadt Jena

Mitglied Frau Julia Gerth

Stellvertreter Frau Dana Weingart

Migrations- und Integrationsbeirat der Stadt Jena

Mitglied Frau Rea Mauersberger

Stellvertreter N.N.

Verein „Mehr Demokratie e.V.“

Mitglied wird nachgereicht

Stellvertreter N.N.

wird bestätigt.

002 Der  Oberbürgermeister  wird  beauftragt,  die 
Mitglieder des Beirates in ihr Amt zu berufen.

Begründung:

Am 18.10.2017 wurde durch den Stadtrat die Satzung für 
den „Beirat Bürgerbeteiligung“ beschlossen.

Gemäß  §  3  Absatz  3  der  Satzung  entspricht  die 
Amtsdauer der stimmberechtigten Mitglieder aus § 2 Abs. 

1  (a)  und  (b)  der  Wahlperiode  des  Stadtrates.  Die 
Amtsdauer der stimmberechtigten Mitglieder aus § 2 (c) 
beträgt vier Jahre. Bis zum Ablauf der Wahlperiode des 
Stadtrates  ist  der  Beirat  mit  14  stimmberechtigten 
Mitgliedern zu bestätigen, da durch die Zählgemeinschaft 
FDP  /  Piratenpartei  keine  Benennung  eines 
stimmberechtigten Mitglieds erfolgte.

Fünf  stimmberechtigte  Mitglieder  wurden  von  den 
Fraktionen benannt und drei stimmberechtigte Mitglieder 
durch die AG Bürgerhaushalt.  Die Benennungen liegen 
per Schreiben bzw. E-Mail vor.

Fünf  stimmberechtigte  Mitglieder  der  Bürgerschaft 
wurden  über  ein  Losverfahren  bestimmt.  Die 
Interessenbekundungen  zur  Mitarbeit  liegen  per 
Schreiben bzw.  E-Mail  vor.  Das Auswahlverfahren fand 
am 15.12.2017 statt.  Um eine gleichmäßige Vertretung 
aller Altersgruppen der Jenaer EinwohnerInnen um Beirat 
zu  ermöglichen,  wurden bei  der  Zufallsstichprobe auch 
fünf Altersgruppen berücksichtigt (16 - 19 Jahre, 20 - 29 
Jahre, 30 - 49 Jahre, 50 - 64 Jahre und 65 - 80 Jahre). 
Bei  der  Auswertung  der  insgesamt  186 
Interessenbekundungen zur Mitarbeit war die Gruppe der 
30  -  49  Jährigen  deutlich  stärker  vertreten  als  die 
anderen  Altersgruppen  (siehe  Anlage  1).  Daher  wurde 
den TeilnehmerInnen in der Informationsveranstaltung am 
15.12.2017  im  Vorfeld  der  Wahl  durch  die  Verwaltung 
vorgeschlagen,  drei  altersbezogene  Gruppen  zu  bilden 
(Gruppe 1: 16 - 29 Jahre, Gruppe 2: 30 - 49 Jahre und 
Gruppe 3: 50 - 80 Jahre) und je ein Mitglied aus Gruppe 
1 und 3 sowie drei Mitglieder aus Gruppe 2 zu wählen. 
Neben  dem  besonders  hohen  Interesse  aus  dieser 
Altersgruppe sprach ebenfalls für diesen Vorschlag, dass 
die Interessen jüngerer und älterer Menschen auch durch 
beratende  Mitglieder  (Jugendparlament, 
Studierendenbeirat,  Kommunaler  Seniorenbeirat  der 
Stadt  Jena)  unterstützt  werden.  Dem  Vorschlag  wurde 
zugestimmt.  Die  Reihenfolge  der  gewählten 
stimmberechtigten  Mitglieder,  StellvertreterInnen  und 
NachrückerInnen  wurde  protokolliert.  Die 
Informationsveranstaltung  am  15.12.2017  wurde  aus 
Gründen  der  Transparenz  und  Nachvollziehbarkeit 
aufgezeichnet. 

Hinweis:
Die  Anlagen  des  vorstehenden  Beschlusses  können  bei 
Bedarf  während  der  Dienstzeiten  eingesehen  werden  im 
Büro des Stadtrates, Am Anger 15, Zi. 317/318.
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Öffentliche Bekanntmachungen

Öffentliche Bekanntmachung
Ausschusssitzungen

Am  15.02.2018,  14:00  Uhr,  findet  im  Pflegestützpunkt 
Goethestr. 3B (Goethe Galerie) Seitengang, Aufgang B, 2. 
Etage, die nächste Sitzung des Seniorenbeirates statt.

Tagesordnung, öffentlicher Teil:
1. Protokollkontrolle
2. Jahresplan 2018
3. Berichte aus den Arbeitsgruppen
4. Bericht des Vorstandes
5. Sonstiges

Der Beiratsvorsitzende

* * *

Am  22.02.2018,  17:30  Uhr,  findet  im  Beratungsraum 
Lutherplatz  3 die  nächste  Sitzung  des 
Stadtentwicklungsausschusses statt.

Tagesordnung, öffentlicher Teil:
1. Tagesordnung
2. Protokollkontrolle
3. Informationen  zu  den  Ergebnissen  der 

Haushaltsbefragung Wohnen
4. Abwägungsbeschluss  zum  Bebauungsplan  der 

Innenentwicklung B-Bu 06 "Altes Gut Burgau"
5. Satzungsbeschluss  zum  Bebauungsplan  der 

Innenentwicklung B-Bu 06 "Altes Gut Burgau"
6. Umsetzungsstand Radverkehrskonzept
7. Priorisierung und Fortschreibung Radverkehrskonzept
8. Anpassung der Straßenbaubeitragssatzung
9. Prüfung  der  Umstellung  des  Systems  zu  Erhebung 

von Straßenausbaugebühren
10. Informationen aus dem Dezernat  Stadtentwicklung & 

Umwelt
11. Sonstiges

Die Ausschussvorsitzende

Öffentliche Ausschreibungen

Öffentliche 
Ausschreibung

Hinweis auf die Bekanntmachung einer Öffentlichen 
Ausschreibung nach § 12 VOB/A

Die  Stadt  Jena,  vertreten  durch  den  Eigenbetrieb 
Kommunalservice  Jena,  schreibt  folgende 
Baumaßnahme öffentlich aus - auf der Internetseite des 
Kommunalservice  Jena  (ksj.jena.de/ausschreibungen) 
auf www.bund.de unter Kennziffer: 2270839

Vorhabenbezeichnung:
Sanierung Gebäudekomplex Feierhalle auf 
dem Nordfriedhof in Jena

Art des Vorhabens: Ausführung von Bauleistungen

Öffentliche 
Ausschreibung

Öffentliche Ausschreibung  von Bauleistungen nach 
VOB/A 2016 Abschnitt 1

Auftraggeber:
Kommunale Immobilien Jena (KIJ), PF 100338, 07703 
Jena bzw. Paradiesstraße 6, 07743 Jena (1. OG, Zi. 1.13)
Tel.-Nr. 03641-497006 Fax: 03641-497005

Vorhaben:
Erneuerung-ELA,  Hausalarm  und 
Rauchschutztüren
Angergymnasium, Karl-Liebknecht- Str. 87, 07749 Jena 

KIJ schreibt folgende Leistungen aus:

Los 1 Erneuerung Hausalarm und ELA-Anlage

Leistung:
1 St Hausalarmzentrale
1 St Brandmeldezentrale
ca. 5.000 m Leitungen
ca. 14 St automatische Melder
ca. 80 St Warntongeber
ca. 25 St Handmelder
ca. 90 St Lautsprecher
Demontage vorhandener Anlage

Entgelt: 9 €
Ausführungsfrist: 18.06.2018 bis 10.08.2018
Eröffnungstermin: 06.03.2018, 10:30 Uhr
Zuschlagsfrist: 30.04.2018

Entgelt:
Für die Ausschreibungsunterlagen wird das o.g.  Entgelt 
erhoben,  wenn  die  Vergabeunterlagen  durch  die 
Vergabestelle  an  den  Bieter  per  Postdienst  versandt 
werden. Das Entgelt ist in diesem Fall vor Abholung bzw. 
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Versand der Unterlagen auf das Konto des Auftraggebers 
bei der Sparkasse Jena, IBAN DE 58830 530300 000033 
030 einzuzahlen ist mit dem Zahlungsgrund 6661.120101 
und dem Vermerk "Erneuerung-ELA und Hausalarm Los 
1“. Das eingezahlte Entgelt wird nicht erstattet; Schecks 
werden nicht akzeptiert!

Die  Vergabeunterlagen  werden  zudem  durch  die 
Vergabestelle  auf  der  Homepage  www.kij.de  zur 
Verfügung gestellt.  Soweit die Vergabeunterlagen durch 
den  Bieter  eigenständig  elektronisch  heruntergeladen 
werden, ist kein Entgelt zu entrichten. 

Pflicht  des  Bieters  zur  eigenständigen  Information 
über Änderungen der Vergabeunterlagen:
Soweit  die  Vergabeunterlagen  auf  der   Homepage 
www.kij.de/ausschreibung zur Verfügung gestellt werden, 
werden  auch  alle  Änderungen  und  Bieteranfragen 
zuzüglich  deren  Beantwortung  durch  die  Vergabestelle 
dort eingestellt. Der Bieter, der, ohne sich zu registrieren, 
die Vergabeunterlagen herunterlädt, ist daher verpflichtet, 
sich  eigenständig  hierüber  zu  informieren  und 
sicherzustellen,  dass sein Angebot  die aktuelle  Version 
der Vergabeunterlagen beinhaltet.  

Es  wird  darauf  hingewiesen,  dass  Angebote  unter 
Zugrundelegung  von  veralteten  Vergabeunterlagen  im 
Rahmen  der  vergaberechtlichen  Vorschriften 
ausgeschlossen werden. 

Es besteht auch die Möglichkeit, sich auf der Homepage 
www.kij.de/ausschreibungen unter  dem entsprechenden 
Los  freiwillig  zu  registrieren.  Sobald  die  Registrierung 
erfolgt  ist,  werden alle  Änderungen und Bieteranfragen 
nebst deren Beantwortung dem Bieter an die registrierte 
E-Mail-Adresse  versendet.  Dies  entbindet  den  Bieter 
nicht von der Pflicht, sicherzustellen, dass sein Angebot 
die aktuelle Version der Vergabeunterlagen beinhaltet.

Den  vollständigen  Ausschreibungstext  und  die 
Vergabeunterlagen finden Sie unter:

www.kij.de/ausschreibungen

Öffentliche 
Ausschreibung

Ausschreibung  von  Bauleistungen  –  EU-Offenes 
Verfahren nach VOB/A 2016 Abschnitt 2

Auftraggeber:
Kommunale Immobilien Jena (KIJ), PF 100338, 07703 
Jena bzw. Paradiesstraße 6, 07743 Jena (1. OG, Zi. 1.13)
Tel.-Nr. 03641-497006 Fax: 03641-497005

Vorhaben:
Neubau GMS Wenigenjena - Los 11 Estrich
Gemeinschaftsschule Wenigenjena, Jenzigweg 29, 
07749 Jena 

KIJ schreibt folgende Leistungen aus:

Los 11 Estrich 

Leistung:
ca. 9.700 m² Gussasphaltestrich in Stärke 35 bis 50 mm 

auf Trennlage und Dämmungen
davon
ca. 800 m² als Heizestrich
ca. 9.600 m² Dämm-Verbundplatten als TSD, Dicke 40 
bis 55 mm
ca. 9.000 m² Wärmedämmplatten PU 20 mm
ca. 100 m² Wärmedämmung Schaumglas, 60 mm
ca. 9.550 m² Rippenpappe als Trennlage
ca. 7600 m² MiWo-Randstreifen
ca. 30 Stück Bodeneinläufe Eindichten
ca. 600 Stück Aussparungen für Türzargen im Estrich 
herstellen und schließen
ca. 15 m Bewegungsfugenprofil in Gussasphaltestrich

Entgelt: 16,00 €
Ausführungsfrist: 30.04.2018 bis 21.12.2018 
Eröffnungstermin: 09.03.2018, 11.00 Uhr
Zuschlagsfrist: 29.04.2018

Entgelt:
Für die Ausschreibungsunterlagen wird das o.g.  Entgelt 
erhoben,  wenn  die  Vergabeunterlagen  durch  die 
Vergabestelle  an  den  Bieter  versandt  werden.  Das 
Entgelt ist in diesem Fall vor Abholung bzw. Versand der 
Unterlagen  auf  das  Konto  des  Auftraggebers  bei  der 
Sparkasse Jena, IBAN: DE 58830 530300 000033 030 / 
BIC:  HELA  DE  F1  JEN einzuzahlen   mit  dem 
Zahlungsgrund  6661.120901 und  dem  Vermerk  "GMS 
Wenigenjena Los 11“. Das eingezahlte Entgelt wird nicht 
erstattet; Schecks werden nicht akzeptiert!

Die  Vergabeunterlagen  werden  zudem  durch  die 
Vergabestelle  auf  der  Homepage  www.kij.de  zur 
Verfügung gestellt.  Soweit  die Vergabeunterlagen durch 
den  Bieter  eigenständig  elektronisch  heruntergeladen 
werden, ist kein Entgelt zu entrichten. 

Die  Auftragsbekanntmachung  wurde  elektronisch  am 
01.02.2018 an  das  Amt  für  Veröffentlichungen  der 
Europäischen Union übermittelt.

Pflicht  des  Bieters  zur  eigenständigen  Information 
über Änderungen der Vergabeunterlagen:
Soweit  die  Vergabeunterlagen  auf  der   Homepage 
www.kij.de/ausschreibungen  zur  Verfügung  gestellt 
werden,  werden  auch  alle  Änderungen  und 
Bieteranfragen zuzüglich deren Beantwortung durch die 
Vergabestelle dort eingestellt. Der Bieter, der, ohne sich 
zu  registrieren  (kein  Angeben  von  Kontaktdaten),  die 
Vergabeunterlagen  herunterlädt,  ist  daher  verpflichtet, 
sich  eigenständig  hierüber  zu  informieren  und 
sicherzustellen,  dass sein Angebot  die  aktuelle  Version 
der Vergabeunterlagen beinhaltet.  

Es  wird  darauf  hingewiesen,  dass  Angebote  unter 
Zugrundelegung  von  veralteten  Vergabeunterlagen  im 
Rahmen  der  vergaberechtlichen  Vorschriften 
ausgeschlossen werden. 

Es besteht auch die Möglichkeit, sich auf der Homepage 
www.kij.de/ausschreibungen  unter  dem entsprechenden 
Los  freiwillig  zu  registrieren.  Sobald  die  Registrierung 
erfolgt  ist,  werden alle  Änderungen und Bieteranfragen 
nebst deren Beantwortung dem Bieter an die registrierte 
E-Mail-Adresse versendet.

Den  vollständigen  Ausschreibungstext  und  die 
Vergabeunterlagen finden Sie unter:

www.kij.de/ausschreibungen
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Öffentliche 
Ausschreibung

nach VOL/A

Auftraggeber:
Kommunale Immobilien Jena (KIJ), Paradiesstraße 6, 
07743 Jena bzw. PF 100338, 07703 Jena

Vorhaben:

KIJ schreibt folgende Leistungen aus:

A 00309/2018 Gebäudereinigungsarbeiten 
Südschule Jena

Ort:
Grundschule "Südschule",  Döbereinerstr. 20, 07745 
Jena, OT Süd

Leistung:
Los 1. Gebäudereinigungsarbeiten und Winterdienst

Entgelt: 10,00 €
Ausführungsfrist: 01.06.2018 Laufzeit: 36 Monate
Abgabe/Eröffnungstermin: 22.03.2018, 09:00 Uhr
Bindefrist: 30.04.2018

Zuschlagskriterien: 70% Preis, 10% Personalkonzept für 
das Objekt inkl. Vertretungsregelung, 10% Qualifizierung 
der Objektleitung, 10 % Umweltkonzept

Entgelt:
Für die Ausschreibungsunterlagen wird das o. g. Entgelt 
erhoben,  das  vor  Abholung  bzw.  Versendung  der 
Unterlagen  auf  das  Konto  des  Auftraggebers  bei  der 
Sparkasse Jena,  IBAN DE 58830 530300 000033 030 
BIC-/SWIFT-Code:  HELA  DE  F1  JEN mit  dem 
Zahlungsgrund  6661.110601.und  dem  Vermerk  "A 
00309/2018"  einzuzahlen  ist.  Das  eingezahlte  Entgelt 
wird  nicht  erstattet.  Verrechnungsschecks  werden nicht 
akzeptiert!

Den  vollständigen  Ausschreibungstext  und  die 
Bedingungen zur Teilnahme finden Sie unter:

www.kij.de/ausschreibungen
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